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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 5. Juli 1968 

II/ 1 — 68070 — 5702/68 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier: Agrarpolitik in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 


eine Richtlinie des Rats über den Verkehr mit vegetativem 
Vermehrungsgut von Reben, das außerhalb der Gemein- 
schaft erzeugt wird. 


Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten 
der Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 
20. Juni 1968 dem Herrn Präsidenten des Rats der Europäischen 
Gemeinschaften übermittelt worden. 

Eine Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissions- 
vorschlag ist nicht vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung beigefügt. 


Für den Bundeskanzler 

Der Bundesminister der Verteidigung 

Schröder 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Vorschlag einer Richtlinie des Rats 
über den Verkehr mit vegetativem Vermehrungsgut von Reben, 
das außerhalb der Gemeinschaft erzeugt wird 

(von der Kommission dem Rat vorgelegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Richtlinie des Rats vom 9. April 
1968 über den Verkehr mit vegetativem Ver- 
mehrungsgut der Reben'), insbesondere auf Artikel 
lv5 Absatz 2, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Der Bedarf an Vermehrungsgut kann zwar weit- 
gehend innerhalb der Gemeinschaft gedeckt werden; 
es ist jedoch geboten, den innergemeinschaftlichen 
Verkehr, auch mit solchem Vermehrungsgut zuzulas- 
sen, das in dritten Ländern erzeugt worden ist. 

Solches Vermehrungsgut kann jedoch nur zuge- 
lassen werden, wenn es die gleiche Gewähr wie das 
innerhalb der Gemeinschaft erzeugte Vermehrungs- 
gut bietet. 

Andererseits ist es notwendig, unter bestimmten 
Voraussetzungen Vermehrungsgut, welches in drit- 
ten Ländern auf der Grundlage von in einem Mit- 
gliedstaat anerkanntem Basisvermehrungsgut ver- 
mehrt worden ist, als gleichwertig mit dem in diesem 
Mitgliedstaat vermehrten Vermehrungsgut anzu- 
erkennen — - 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

Artikel 1 

Diese Richtlinie bezieht sich auf vegetatives Ver- 
mehrungsgut von Reben, im folgenden „Vermeh- 
rungsgut" genannt, das in dritten Ländern erzeugt 
worden ist und innerhalb der Gemeinschaft in den 
Verkehr gebracht wird. 

Artikel 2 

Die Mitgliedstaaten schreiben vor, daß Ver- 
mehrungsgut, welches unmittelbar von in einem 
Mitgliedstaat anerkannten Basisvermehrungsgut 
stammt und in einem dritten Land geerntet worden 

') Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 93 

vom 17. April 1968, S. 15/23 


I ist, im Erzeugerstaat des Basisvermehrungsguts an- 
I erkannt werden kann, wenn es auf seiner Ver- 
I mehrungsfläche einer den Voraussetzungen der An- 
I läge I der Richtlinie des Rats vom 9. April 1968 über 
den Verkehr mit vegetativem Vermehrungsgut von 
Reben genügenden Feldbesichtigung unterworfen 
worden ist und wenn bei amtlicher Prüfung fest- 
gestellt worden ist, daß die Voraussetzungen der 
Anlage II der genannten Richtlinien erfüllt sind. 

Artikel 3 

(1) Der Rat stellt auf Vorschlag der Kommission 
I mit qualifizierter Mehrheit fest, 

I a) ob in den in Artikel 2 genannten Fällen die in 
einem dritten Land durchgeführten Feldbesichti- 
gungen den Voraussetzungen der Anlage I der 
Richtlinie des Rats vom 9. April 1968 über den 
Verkehr mit vegetativem Vermehrungsgut von 
Reben genügen; 

b) ob in einem dritten Land erzeugtes Vermehrungs- 
gut, das hinsichtlich seiner Eigenschaften sowie 
der zu seiner Prüfung, seiner Identitätssicherung, 
seiner Kennzeichnung und seiner Kontrolle 
durchgeführten Maßnahmen die gleiche Gewähr 
bietet, insoweit dem Basisvermehrungsgut, dem 
zertifizierten Vermehrungsgut oder dem Stan- 
dardvermehrungsgut gleichsteht, das innerhalb 
der Gemeinschaft geerntet worden ist und den 
Bestimmungen der Richtlinie des Rats vom 
9. April 1968 über den Verkehr mit vegetativem 
Vermehrungsgut von Reben entspricht. 

(2) Die Mitgliedstaaten können die in Absatz 1 
genannten Feststellungen selbst treffen bis sich der 
Rat gemäß Absatz 1 geäußert hat. Dieses Recht er- 
lischt mit Ablauf des 1. Juli 1971. 

Artikel 4 

Die Mitgliedstaaten setzen spätestens am 1. Juli 
1969 die erforderlichen Maßnahmen in Kraft, um 
dieser Richtlinie nachzukommen, und setzen die 
Kommission hiervon unverzüglich in Kenntnis. 

Artikel 5 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerich- 
tet. 


Brüssel, den 
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Im Namen des Rats 
Der Präsident 
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Begründung 


Die Kommission hatte dem Rat mit Schreiben vom 
26. Oktober 1966 — Dok. Nr. R/1 196/66 (AGRI 499) — 
den Erlaß einer Richtlinie über den Verkehr mit 
vegetativem Vermehrungsgut der Reben vorge- 
schlagen. 

Der Vorschlag bezog sich auf alles Vermehrungsgut, 
das innerhalb der Gemeinschaft gewerbsmäßig in 
den Verkehr gebracht wird und zwar ohne Rücksicht 
darauf, ob es innerhalb oder außerhalb der Gemein- 
schaft erzeugt worden ist. 

Was das außerhalb der Gemeinschaft erzeugte Ver- 
mehrungsgut angeht, so sah der Vorschlag in An- 
lehnung an die am 14. Juni 1966 vom Rat angenom- 
menen Richtlinien über den Verkehr mit Betarüben-, 
Futterpflanzen- und Getreidesaatgut, mit Pflanz- 
kartoffeln sowie mit forstlichem Vermehrungsgut *) 
vor, daß der Rat jeweils auf Vorschlag der Kommis- 
sion feststellt, ob in einem dritten Land erzeugtes 
Vermehrungsgut dem innerhalb der Gemeinschaft 
geernteten Vermehrimgsgut gleichgestellt werden 
kann. 

Im Laufe der Erörterungen des Vorschlags im Rat 
war von der Mehrheit der Mitgliedstaaten — und 
zwar wiederum in Anlehnung an einige der bereits 
erlassenen Richtlinien — die Einfügung einer Vor- 

*) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 125 
vom 11. Juli 1966, S. 2290/2332 


Schrift vorgeschlagen worden, nach welcher ein Mit- 
gliedstaat auch solches Vermehrungsgut anerkennen 
kann, das in einem anderen Mitgliedstaat oder in 
einem dritten Land unmittelbar auf der Grundlage 
von Basisverinehrungsgut erzeugt worden ist, wel- 
ches in dem betreffenden Mitgliedstaat anerkannt 
worden war. Besondere Voraussetzung für die Ver- 
mehrung in dritten Ländern sollte eine ausreichende 
Feldbesichtigung sein. 

Da über das außerhalb der Gemeinschaft erzeugte 
Vermehrungsgut im Rat keine schnelle Einigung zu 
erwarten stand, wurde dieses Vermehrungsgut von 
der Richtlinie ausgeklammert. 

Nach Artikel 15 Absatz 2 der Richtlinie hat der Rat 
auf Vorschlag der Kommission spätestens zum 
31. Dezember 1969 Vorschriften für Vermehrungs- 
gut zu erlassen, das in dritten Ländern erzeugt wor- 
den ist und innerhalb der Gemeinschaft in Verkehr 
gebracht wird. 

Der neue Vorschlag der Kommission trägt dem Rech- 
nung. Er lehnt sich an den letzten Stand der Be- 
ratungen in der Gruppe „Agrarfragen" des Rats an 
und sieht die gleichen Lösungen vor, wie sie bereits 
in den Richtlinien des Rats vom 14. Juni 1966 über 
den Verkehr mit Betarüben-, Futterpflanzen- und 
Getreidesaatgut und teilweise auch in den Richt- 
linien des Rats vom 14. Juni 1966 über den Verkehr 
mit Pflanzkartoffeln sowie über den Verkehr mit 
forstlichem Vermehrungsgut vorgesehen sind. 
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